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Auf den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 2ten d. M. be⸗ 
ſtimme Ich, daß den Vorſtehern der Ober⸗Poſt⸗Direktionen der Dienſt⸗ 
Charakter: Ober⸗Poſt⸗Direktor, mit dem Range der Ober⸗Regierungs⸗ 
Räthe und Ober⸗Forſtmeiſter, den ihnen beigeordneten Bürcau⸗Vor⸗ 
ſtehern der Dienſt⸗Charakter: Poſt⸗Rath, mit dem Range vor den 
Aſſeſſoren zukommen ſoll, und daß die Poſt⸗Juſpektoren in ihrer jetzi⸗ 
gen Dienſtſtellung den bisher eingenommenen Rang der fünften Rang⸗ 
klaſſe der höheren Provinzial Beamten beibehalten. 

Charlottenburg, den 3. April 1850. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. (gegengez. v. ſämmtl. Miniſtern.) 


Berlin, den 18. April. Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht: Dem erſten Konzepts⸗Offizial des K. K. Oeſterreichi⸗ 
ſchen Oberſt⸗Kämmeret⸗Amtes, Dr. Auguſt Schilling in Wien, 
und dem Waſſerbaumeiſter Schwarz zu Ruhrort, Regierungs⸗Bezirk 
Düffeldorf, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; fo wie dem Ma⸗ 
giſtrats ⸗Kanzliſten und Botenmeiſter Schlemmer zu Halle an der 
Saale, dem evangeliſchen Lehrer A ndreas Müller zu Guteher⸗ 
berge, Regierungs⸗Bezirt Danzig, und dem Gerichtsſchulzen, Erb⸗ 
ſcholtiſelbeſitzer Chriſtian Jüttner zu Polniſch⸗Tarnau, Kreis 
Freiſtadt, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; die Regierungs⸗ 
Aſſeſſoren Maurach, von Bernuth, Wülffing und v. Lariſch 
zu Landräthen; und den bisherigen Dirigenten der Realſchule zu Burg, 
Oberlehrer Brohm, zum Direktor dieſer Anſtalt zu ernennen. 


Ihre Königliche Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin 
von Medlenburg- Schwerin iſt am 16. d. von Schwerin kom⸗ 
mend, zum Beſuche bei Ihren Königlichen Majeſtäten im Schloſſe zu 
Charlottenburg angekommen. 


Deutſchland. 

Berlin, den 16. April. (St. Anz.) Se. Majeftät der König 
hatten vorgeſtern Abend mit dem letzten Bahnzuge Sich nach Potsdam 
begeben, um das 1. Garde⸗Regiment zu Fuß zu beſichtigen. Geſtern 
Morgen um 10 Uhr wurden zuerſt die ausgebildeten Maunſchaften 
der Leib⸗Compagnie Sr. Majeſtät vorgeſtellt und die Compagnie; ſpe⸗ 
ziell beſichtigt, hierauf ward das ganze 1. Bataillon von Allerhöchſt⸗ 
demſelben beſichtigt. Nach Beendigung des Exercireus ritten Se. 
Majeſtät der 3. und 4. Escadron des Regiments Garde du Corps eut⸗ 
gegen, welche am heutigen Tage in das Stabsquartier zum Regi⸗ 
ments⸗Exerciren einrückten. Hierauf war Civil⸗Vortrag. Zur Tafel 
waren die Stabs⸗Offiziere des I. Garde-Regiments zu Fuß und ſämmt⸗ 
liche Offiziere des 1. Bataillons befohlen. Heute Morgen von 10 
Uhr an haben Se. Majeſtät nach einander das 2. und das Füſilier⸗ 
Bataillon beſichtigt, hierauf Militair-Vortrag angenommen und Pots⸗ 
dam mit dem um 2 Uhr abgehenden Bahnzuge verlaſſen, um in Char⸗ 
lottenburg Ihre königliche Hoheit die verwittwete Frau Großherzogin 
von Mecklenburg⸗Schwerin zu empfangen. 5 

(C. C.) Nachdem durch Art. 188. der Verfaſſungs-Urkunde vom 
31. Januar d. J. beſtimmt worden iſt, daß alle Staatsbeamte dem 
Könige den Eid der Treue und des Gehorſams zu leiſten und zugleich 
die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaſſung zu beſchwören haben, 
ſo hat das Staatsminifterium, unter Bezugnahme auf die Cabinets⸗ 
Ordre vom 5. November 1833., angeordnet, daß nunmehr von allen 
neu anzuftellenden unmittelbaren und mittelbaren Civ i l: Beamten fol: 
gender „Dienſteid“ geleiftet werde: „Ich N. N., ſchwöre zu Gott dem 
Allmächtigen und Allwiſſenden, daß, nachdem ich zum: des 
beſtellt worden, Seiner Königlichen Majeſtät von Preußen, meinem 
allergnädigſten Herrn, ich unterthänig, treu und gehorſam ſein und 
alle mir vermöge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem 
beſten Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen, auch die Verfaſſung ge⸗ 
wiſſenhaft beobachten will, ſo wahr mir Gott helfe u. ſ. w. Dieſer 
Dienſteid iſt wie bisher von dem Schwörenden vollſtändig auszuſpre⸗ 
chen, auch dieſem hierbei freizuſtellen, den Eidesworten am Schluſſe 
die ſeinem religiöfen Bekenntniß entſprechende Bekraftigungsformel hin⸗ 
zuzufügen. — Der Juſtizminiſter hat unterm 22. v. M. mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen des Landrechts und der Criminal⸗Ordnung, 
verfügt, daß die Gerichte bei Erlaſſung von Steckbriefen in letztere die 
Aufforderung aufnehmen: Ein Jeder, welcher von dem Aufenthalt 
der ſteckbrieflich verfolgten Perſonen Kenntniß hat, wird aufgefordert, 
davon unverzüglich der nächſten Gerichts- oder Polizei⸗Behörde Anzeige 
zu machen. 

25 Der Dr. Eichler ſtand geſtern zum zweiten Mal in biefem 
Jahre vor den Geſchworenen unter der Anklage der Majeſtätsbeleidi⸗ 
gung und des in zwei Fällen verſuchten Aufruhrs. Die Verhandlung 
war eine der intereſſanteſten, die ſeit längerer Zeit vor den Geſchwo⸗ 
renen ſtattgefunden haben, theils durch die Perſönlichkeit des Angeklag⸗ 
ten und der Zeugen, theils durch die Reden, die ſowohl Staatsan⸗ 
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waltſchaft wie Vertheidigung hielten, theils durch das Reſume des 
Präſidenten. Die Beweisaufnahme endete erſt gegen 5 Uhr. Nach 
etwa halbſtünd'ger Berathung erklärten die Geſchwornen den Dr. 
Eichler der Majeſtätsbeleidigung für nichtſchuldig, ſprachen dagegen 
in beiden Aufruhranklagen das Schuldig aus, welchem Ausſpruch die 
Verurtheilung des Angeklagten zu neunmonatlichem Feſtungsarreſt und 
zum Verluſt der Nationalcocarde folgte. — Der Regierungsrath v. 
Minutoli in Liegnitz (ein Bruder des vormaligen Polizei-Präſidenten) 
hat dem Handels-Miniſterium mehrere Proben von Moſaik aus den 
Abgängen in den Schleſiſchen Marmorbrüchen und aus Glaspaſten 
überſandt. Dieſe Moſaiken übertreffen die neuerdings angewandten 
Thon-Moſaiken in jeder Hinſicht und würden, wenn nicht die Ars 
beitskoſten augenblicklich noch fo hoch wären, bald mit den bel giſchen 
Marmorarbeiten dieſer Art wetteifern können. Es wird ernſtlich an 
eine Herabſetzung jener Koſten gedacht, wozu vielleicht die Vollendung 
der erſten Roharbeit in den Strafanſtalten dienen könnte. 


Erfurt, den 15. April. (C. C.) Sitzung des Volks hauſes. 
Präſident Simſon. Eröffnung um 10 Uhr. Von Mitgliedern des 
Verwaltungs⸗Raths ſind von Radowitz, Vollpracht und Dr. 
Liebe anweſend. Nach der Berichterſtattung über die inzwiſchen vor⸗ 
genommenen Wahlprüfungen wird ein Antrag der Abgeordn. Stahl, 
Trieſt und Genoſſen verleſen, welcher in Betreff der vorzunehmenden 
Reviſion zuerſt eine General-Diskuſſion, dann eine Debatte über die 
einzelnen Paragraphen verlangt. Nachdem dieſer Antrag in Folge der 
Erklärungen des Präfidenten beſeitigt iſt, und zwar trotz der Einwen⸗ 
dungen des Abgeordneten Trieſt und trotz der unparlamentariſchen 
Aeußerungen des Herrn v. Bismark⸗Schönhauſen, welche ihm 
den Ordnungsruf des Präſidenten zuziehen, wird ein Antrag des Abg. 
v. Bismark und Genoſſen verleſen, auf Beſeitigung der Ausdrücke 
„Reich, Reichstag, Reichsgeſetz ne.“ 

Abg. v. Bismark: Die Ausdrücke Reich, Reichstag ꝛc. find bes 
reits durch die Additional⸗Akte abgeſchafft. Faktiſch beſteht übrigens 
kein Reich mehr ſeit Kaiſer Ludwig, der (wie in der Chronik von Span⸗ 
genberg Fol. 91 zu leſen), „um der derzeit ſehr überhand genommenen 
Schinderei der Furſprecher und Zungendreſcher ein Ende zu machen“ 
den letzten Reichstag aufhob. Schaffen daher auch wir nicht nur vor⸗ 
läufig, ſondern für immer dieſe Bezeichnungen ab. 

Abg. v. Gerlach beginnt ausführlich zu erläutern, daß es eine 
Anmaaßung fei, jetzt noch bei Feſtſetzung irgend einer Conſtitution an 
das ganze, große, heilige Römiſche Reich Deutſcher Nation zu denken. 
Dieſes ſei laͤngſt todt und durch den Deutſchen Bund erſetzt, der 
heilſam auf Deutſchland gewirkt habe. Der Bund beginnt eigentlich 
ſchon mit 1813. — 1840 hat er die Franzoſiſchen Drohungen ener⸗ 
giſch zurückgewieſen; 1848 iſt er freilich ſchmachvoll gefallen, aber nicht 
cher, als die beiden Großmächte, von denen er unzertrennbar iſt. Er 
iſt ſeitdem durch die anderen Inſtitutionen nur unvollkommen erſetzt 
worden. Man ſtützt ſich bei Befürwortung ſolcher Ausdrücke auf das 
Nationalitäts-Prinzip. In Bezug hierauf ſind wir niemals Virtuoſen 
geweſen, und auch heute finde ich, ſo weit meine Beobachtung reicht, 
nirgend einen Drang, eine Sehnſucht nach Einheit, ſondern gerade 
das Gegentheil. Man paralleliſirt die Bewegung des Jahres 1848 
mit der des Jahres 1813 in Bezug auf Nationalſchwärmerei; dieſe 
beiden Jahre ſtehen aber faſt in allen Punkten einander gegenüber. 
Nach ſehr weiten Rückgriffen auf die entferntliegendſten hiſtoriſchen 
und unhiſtoriſchen Momente, giebt der Redner, unter allgemeiner Hei⸗ 
terteit, fein Votum dahin ab: er ſtimme dafür, daß alle Ausdrücke 
aus der Verfaſſung entfernt werden mögen, welche die Anmaaßung in 
ſich ſchließen, daß der Bund ganz Deutſchland umfaſſen wolle. 

Graf v. Schwerin nimmt Akt davon, daß der Vorredner ſich 
1) über die Zerſtörung der Verfaſſung in Mecklenburg und 2) über 
die zu erwartende Ruſſiſche Hülfe freut. (Der Schluß der Debatte wird 
angenommen.) 

Berichterſtatter Camphauſen erklärt ſich nochmals gegen den 
Antrag v. Bismark und Genoſſen. Derſelbe wird abgelehnt. 

Es kommt ein Antrag der Abg. Bismark, Stahl, Gerlach 
ic. zur Diskuſſion, welcher Abänderungen der $$. 65, 67, 76, 77 
und 83 bis 90 verlangt. Mit demſelben ſtehen zwei Amendements v. 
Fock und Wodiezta, welche Abänderungen des $. 76 betreffen, in 
Verbindung. 

Abg. v» Bismark beſchränkt fi darauf, zu erklären, daß er 
und ſeine politiſchen Freunde lieber gar keinen Bundesſtaat, als einen 
mit dieſer Verfaſſung wollen. Den Preußiſchen Abgeordneten hält er 
vor, daß ſie, wenn der betreffende Verfaſſungs-Paragraph angenom⸗ 
men wird, bei der Rückkehr ihren Wählern eingeſtehen müßten, daß 
ſie den König von Preußen hätten mediatiſiren laſſen; daß ſie zuge⸗ 
geben hätten, 6 Millionen bevorrechtete Deutſche ſollen über das Schick⸗ 
ſal von 16 Millionen Minderberechtigter willkürlich entſcheiden. Und 
dieſe Minderberechtigten ſeien die Preußen. Dieſem Unheil könne we⸗ 
nigſtens theilweiſe durch Annahme ſeines Antrages vorgebeugt werden. 

Baſſermann: Alle dieſe Anträge entſpringen einem Syſtem, 
das mit dem unſrigen nie zur Verſöynung kommen wird, das daher 
einmal in ſeiner Totalität beleuchtet werden muß. Die angeblichen 
Vertreter der alten Provinzen Preußens ehren die letzteren ſchlecht, 
wenn ſie von ihnen vorausſetzen, daß ſie ſich gegen die von ihrem eige⸗ 
nen Könige Deutſchland vorgelegte Verfaſſung eventuell mit Gewalt 
erheben werden. Frankfurt ſei viel und mit Unrecht geſchmäht worden. 
Es beſtehe aber eine eigenthümliche Aehnlichkeit zwiſchen der Fraukfur⸗ 
ter und der hieſigen Verſammlung. Wie dort die Deutſche Nationa⸗ 
lität der Humanität zu Liebe vor dem Auslande verſpottet wurde, ſo 
hört man hier von der anderen Seite das ganze Deutſchland verwer⸗ 
fen, einem Theil zu Liebe. Wie dort das eonſtitutionelle Syſtem vom 
demokratiſchen Standpunkte aus angefeindet wurde, ſo hier vom ents 
gegengeſetzten, wie denn der Abg. Stahl z. B. „parlamentariſch, und 
„Königlich“ als Gegenſätze betrachtet. Wie endlich dort der Atheismus 
ſich emporbäumte, jo wird auch hier dem Wort der heiligen Schrift ent⸗ 
gegengearbeitet, daß Alle mit gleichem Maaß gemeſſen werden ſollen, 
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Hohe und Niedrige. Dieſe Partei führe fortwährend die Freiheits- 
kämpfe zu ihren Gunſten an. Dieſe aber hätten weſentlich zu ihrem 
Inhalte gehabt nicht nur die Erringung der äußeren, ſondern auch 
der inneren Freiheit Deutſchlands. Baß letztere nicht damit gewon⸗ 
nen wurde, ſei damals vielfach (unter Anderen von Gneiſenau) 
tief beklagt worden. Jetzt aber ſprechen alle Parteien von Freiheit, und 
jede verſteht ſie anders. Ja, die bezeichnete Partei behauptet ſogar, 
Deutſchland ſei ſeit Jahrhunderten ein freies Volk geweſen, Deutſch⸗ 
land, das unter Raubrittern, Foltern, Frohnden und Geſetzloſigkeiten 
aller Art ſchmachtete. Die umgeſtürzte Säule jener Rechtszuſtände wol⸗ 
len wir doch nicht wieder aufrichten! Wir hätten das Schlimmſte ge⸗ 
than, was wir hätten thun können, wenn wir in der vorigen Woche 
den Rathſchlägen gefolgt wären, die uns die Abgeordneten der Rechten 
gaben. Sie verlangten die Reviſion und ſuchten fie als möglichſt un⸗ 
ſchädlich darzuſtellen. Jetzt endlich treten ſie mit ihrer wahren Mei⸗ 
nung hervor, und wir erkennen jetzt, weſſen wir uns zu verſehen ge⸗ 
habt hätten. Wir können daher doppelt froh ſein. Auch die Heftigkeit 
jener Partei giebt mir Troſt; denn hier wie in Frankfurt war ich im⸗ 
mer überzeugt, daß es mit unſerer Sache gut ſtände, wenn die Feinde 
recht böſe wurden. 

Abg. Stahl weiſt die „Philippika“ des Abg. Baſſermann 
gegen ihn und ſeine politiſchen Freunde zurück. Sie habe keinen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem vorliegenden Antrage gehabt; es ſei eine gegen 
ihn ausgearbeitete Rede, die früher gehalten werden ſollte und erſt 
heute angebracht werden konnte. Den mir hingeworfenen Fehdehand⸗ 
ſchuh nehme ich auf. Wir verläugnen unſere Prinzipien nicht, aber 
als die Gegner derſelben betrachten wir nicht die demokratiſche, ſondern 
die liberale Partei. Von ihr ſind alle jene Inſtitutionen ausgegangen, 
welche an die Stelle des natürlichen Organismus das Syſtem der 
Wahlen und der Zahl geſetzt haben. Von der akuten Krankheit der 
Demokratie wäre Geneſung zu hoffen, aber der chroniſche Liberalismus 
höhlt wie Merkur die Knochen aus, ſo daß ſie einem zweiten Sturm 
ſchwerlich widerſtehen werden. Es iſt dieſer Partei wie dem Zauber⸗ 
lehrling gegangen, der Krafte entfeſſelte und das Wort, ſie zu bannen, 
vergeſſen hatte. Sie rief: „Repräſentation, allgemeine Wahlen, Majo⸗ 
ritäten c.“ Aber das Waſſer ſtieg immer höher — bis an den Hals. 
Da ſprach man in Wien und Berlin das richtige Bannwort „Auto⸗ 
rität“ und der Spuk verſchwand. Dies ſei das einzig richtige Prinz 
zip, und ihm folgend trete er dem Bismarkſchen Antrage bei. 

Abg. Rieſſer rechtfertigt mit berebter Begeiſterung den Deutſchen 
Liberalismus gegen die Angriffe des Vorrebners, indem er namentlich 
darzuthun ſucht, wie gerade Preußen immer nur in dem Maaße 
Deutſchlands Anerkennung gefunden hat, als es den Prinzipien der 
Geiſtesfreiheit, der Aufklärung, des Liberalismus huldigte. Jene anti⸗ 
liberalen Prinzipien, die hier im Gewande des ſpezifiſchen Preußen⸗ 
thums auftreten, haben freilich auch außerhalb Preußens Sympathieen, 
aber nur ſolche, welchen es auf Verhinderung des Bundesſtaates aus 
kommt; jene Außerpreußiſchen Freiheitsfeinde haben mit den Preu⸗ 
ßiſchen das Schwarz gemein, tragen aber ſtatt des lichtvollen Weiß 
die Farbe der Falſchheit, Gelb, im Herzen und an den Fahnen. Auch 
wir wollen, wie ſie, den Schwerpunkt der Gewalt'in die Krone legen, 
aber eben nicht außerhalb der Verfaſſung, ſondern innerhalb 
derſelben. Wir wollen nicht, daß ſie im Stande ſei, nach Belieben die 
ganze Verfaſſung wieder über den Haufen zu werfen. Wir haben da⸗ 
mals in Frankfurt eine ſtärkere Spitze gewollt. Wir haben das abſo⸗ 
Inte Veto und ein Kürten. Collegium erſtrebt. Wir ſehen dieſe Kon⸗ 
zeſſionen an den Partikularismus mit Trauer, müſſen aber jetzt darauf 
Verzicht leiſten, ihnen entgegenzutreten. 

von Radowitz: Ich erſuche Sie, der Umwandlung des Für⸗ 
ſten⸗Kollegiums in einen Vereinsrath nicht ihre Zuſtimmung zu ge⸗ 
ben. Im Namen der preußiſchen Regierung weiſe ich alle Aenderun⸗ 
gen zurück, aus welchen man auf Mediatiſirungsgelüſte Preußens 
ſchließen könnte. 

Es kommt zur Abſtimmung. Der Antrag des Abgeordn. von 
Bismark und Genoſſen zu 88. 65, 67 7c. wird mit großer Majorität 
abgelehnt. Desgleichen der Antrag des Abgeordn. Fock. Der von 
Wodiczka (für welchen auch von Radowitz und die preußiſchen Mini⸗ 
ſter ſtimmten) ebenfalls. Der Ausſchuß⸗Antrag auf derartige Verän⸗ 
derung des §. 99, welcher dem Reichs vorſtande auch außerhalb des 
Fürſten⸗Kollegiums ein ſelbſtſtändiges Veto verleiht, wird ohne Dis⸗ 
kuſſion einſtimmig angenommen. 4 

Für den Antrag des Abgeordneten Stahl, welcher eine breijäh- 
rige Finanz⸗Periode und für den außer ordentlichen Etat die Be⸗ 
willigung der Häufer fordert, ſpricht der Abgeordnete Reichenſper⸗ 
ger. Es dürfe nicht alle Gewalt in einer Hand liegen. Das abſo⸗ 
lute Steuerverweigerungsrecht ſei nicht mehr blos eine Garantie gegen 
Mißbrauch der Macht, ſondern gehe darüber hinaus, es ſei eine De⸗ 
müthigung det Krone, eine Vernichtung ihrer Gewalt. Im engliſchen 
Parlamente denke Niemand daran, von dem Steuerverweigerungs⸗ 
recht ſo Gebrauch zu machen, daß man das Budget nicht bewillige. 
Man begnüge ſich dort mit der Demonftration, etwa I zu ſtrei⸗ 
chen. Auch in Hannover ſei ein ähnlicher Gebrauch. Man dürfe die 
. we eg, machen können. Daher ſtimme er für den 
Stahl ſchen Antrag. 

Graf Schwerin erkennt den Stahlſchen Antrag als einen Satz 
derjenigen Doktrin an, welche formell die äußere Schale des Con⸗ 
ſtitutionalismus unverſehrt beibehalten wolle, die aber mit bewun⸗ 
dernswürdiger Geſchicklichkeit den ganzen Inhalt herauszuſchälen und 
die Form auszuhoͤhlen wiſſe. Königlich und parlamentariſch ſeien 
feine Gegenſaͤtz. Sie gehören fo ſehr zuſammen, daß man vergebens 
ſuchen würde, eine ſtarke Macht zu gründen, wenn nicht auf der Baſis 
eines freien und ſelbſtſtandigen Volkswillens, und umgekehrt würde 
allen Volksfreiheiten die Dauer abgehen, wenn ſie nicht unter dem 
Schutz einer ſtarken Exekutivgewalt ſtehen. — Dieſer Antrag beein⸗ 
trächtigt aber das weſentlichſte Recht der Volksvertretung in erheblicher 
Weiſe. Uebrigens handle es ſich hier lediglich um Matrikular⸗Beiträge 


fo daß die gewöhnliche Appellation au das Intereſſe der unteren Volks⸗ 
klaſſen hier nicht Platz greift. Ich ſtimme entſchieden gegen den Stahl⸗ 
ſchen Antrag. Abgeordn. Trieſt ſpricht für den Stahlſchen Antrag. 

Abgeordu. von Beckerath ſpricht ſich gegen den Stahlſchen An⸗ 
trag und namentlich gegen die Aufſtellungen des Abgeordneten von 
Bismark aus. Alle ſchon vielfach berührten Punkte wurden ſcharf 
und ſchlagend von dem Redner nochmals hervorgehoben. Zur Rechten 
gewandt, ſchloß er mit den Worten: „Meine Herren! Wenn Sie den 
Bundesſtaat nicht wollen — und Sie wollen ihn nicht — ſo ſagen 
Sie es gerade heraus; wir werden Ihre Anſicht achten. Aber muthen 
Sie uns nicht zu, aus dem Bundesſtaate eine Reaktionsmaſchine zu 
machen, wie Sie ihrer bedürfen.“ ee 

Abgeordn. Stahl hält es noch einmal für nöthig, auf die wäh⸗ 
rend der Diskuſſton nothwendig gegen ihn gerichteten Angriffe zu ant⸗ 
worten und ſeine ſchon vielfach dargelegten Prinzipien nochmals zu 
verdeutlichen. Bei Beantwortung eines vom Grafen Schwerin ges 
gen ihn gerichteten Angriffs entſtellt er deſſen Worte und behauptet, 
er habe der Stahlſchen Partei vorgeworfen, daß fie aus der Monar⸗ 
hie den Kern, den Monarchen, herausſchäle. (Auf dieſe von der äu⸗ 
ßerſten Rechten beklatſchte Entſtellung antwortet Graf Schwerin ſpä⸗ 
ter mit einer thatſächlichen Berichtigung.) In Betreff der Beziehungen, 
welche man auf die engliſche Verfaſſung genommen, ſagt der Redner, 
ex habe in der Schule ein italieniſches Sprüchwort gelernt, welches be⸗ 
ſage, „ein lateiniſcher Bock ſei ein italieniſches Wort.“ Das ſei ges 
rade auch das Verhältniß zwiſchen dem engliſchen und deutſchen Con⸗ 
ſtitutionalismus. Was dort ein Auswuchs, ein Fehler ſei, gelte bei 
uns als conſtitutionelles Geſetz. In Betreſſ des ihm ſo oft vorgewor⸗ 
fenen Gegenſatzes zwiſchen „Königlich“ und „parlamentariſch“ bes 
hauptet er, daß in Preußen zwar der Form nach eine parlamenta⸗ 
riſche Staatsform beſtehe, aber dem Weſen nach eine Königliche. 
Wenn letztere nicht ſtattfände, ſo hätte das November⸗Miniſterium 
ſchon ſehr oft abtreten müſſen. Sein Fortbeſtehen ſei ein Beweis da⸗ 
für, daß wir in der That eine rein Königliche Regierung haben. 

Abgeordn. Mathy ſucht nachzuweiſen, daß ein Rütteln an dem 
hergebrachten, ſtändiſchen Rechte der Steuerbewilligung, weit entfernt, 
eine Verſöhnung zwiſchen den ſtreitenden Prinzipien hervorzubringen, 
vielmehr den Kampf zwiſchen der Reichsgewalt und der Volksvertre⸗ 
tung nur organiſiren und verewigen würde. Bisher habe man ſich 
auch nicht vor der Verweigerung des Nothwendigen gefürchtet, 
vielmehr nur dem vorgebeugt, daß nicht zu viel bewilligt würde. 

Alle drei, die Budgetbewilligung betreffenden Abänderungs⸗An⸗ 
träge der rechten Seite werden von der Verſammlung verworfen; der 
Autrag von Stahl mit 146 gegen 62 Stimmen abgelehnt, der Aus⸗ 
ſchuß⸗Antrag zu 101 Nr. 6 angenommen. 

AZ3u dieſer Debatte giebt ein Erfurter Correſpondent der Nat.⸗Ztg. 
folgenden ſatyriſch⸗humoriſtiſchen Commentar: Der Beſchluß von vor⸗ 
geſtern muß der Rechten ſehr in die Glieder gefahren ſein. Sie ent⸗ 
wickelte heute eine unglaubliche Animoſität und trat ſo provocirend 
auf, daß, während die beiden entſcheidenden Sitzungen der letzten Tage 
ohne eigentlichen Lärm vorübergingen, heute ein Ordnungsruf wirklich 
erfolgte und mehrere ſehr ſichtbar in der Luft ſchwebten. Bei der De⸗ 
batte war eigentlich die Rechte Meiſter. Gerlach hielt ſeine Rede, 
die ihm am Sonnabend abgeſchnitten war und die er doch unmöglich 
umſonſt ausgearbeitet zu haben ſich entſchließen konnte: es war eine 
geſprochene Rundſchau der „Kreuzzeitung“, mit der gewohnten 
Gewandtheit abgefaßt. Sie hatte auch das Gute, daß ſie bei paſſen⸗ 
der Gelegenheit einmal wieder gehalten werden kaun — denn wann 
ſollten Gerlach und Konſorten müde werden, auf die Revolution zu 
ſchimpfen und die gottbegnadete Obrigkeit zu preiſen?! Auch Stahl 
hielt einen ſehr eleganten Vortrag über die „Autorität“, jenes „Zau⸗ 
berwort, mit dem im Oktober und November aller revolutionäre Spuk 
gebannt ſei“, und replizirte nachher in rhetoriſch ſehr gelungener Rede 

egen Baſſermann, Schwerin u. A. — Bismark⸗Schönhauſen 
alert eine Menge von Bildern hervor, die zum Theil der edlen Reit⸗ 
kunſt entlehnt waren, für die natürlich der edle Freiherr viel Paſſion 
und viel augebornes Talent beſitzt — nach dem weiſen Grundſatze der 
Mutter Natur, daß ſie jedem das Seine giebt. Sie dürfen ſich nicht 
wundern, wenn ich Ihnen ſage, daß daneben die Linke ziemlich abfiel; 
den einzigen Rieſſer ausgenommen, der friſch und lebendig und ohne 
jene furchtbar⸗ unvermeidlichen Gothaismen ſprach, ſtanden ihre Red⸗ 
ner noch unter der preulfiſchen Kammer. Schwerin verſuchte ſich 
itonifch gegen Gerlach — das konnte natürlich nicht ohne Ironie ab⸗ 
gehen. Dann ſprachen Baſſermann und Mathy, das edle Brü⸗ 
derpaar. Und die ſind einmal Koryphäen der parlamentariſchen Be⸗ 
8 0 in Deutſchland geweſen?! Zu bemerken iſt übrigens, daß 
der Geſtaltenſeher Baſſermann endlich auch, wie es ſchien, reaktionäre 
Geſtalten zu ſehen beginnt. — Ein komiſches Intermezzo paſſirte bei 

Beckeraths Rede. Er war gerade ſo recht in ſeinen Predigerton 
hineingerathen, als plötzlich auf der Tribüne eine Stimme lauk rief: 
„Höret mich an! Gottes Wort iſt wahr!“ — Es war ein Soldat, der 
ſich entweder als geborner Volksvertreter ganz heimiſch in dieſem Kreiſe 
fühlte, oder aber, als einer von den Frommen ſich bei Beckeraths Pre⸗ 
digt in eine chriftliche Betz und Erbauungsſtunde verſetzt glaubte, wo 
Jiber reden darf, fo wie ihm der Geiſt Gottes etwas eingiebt. Lei⸗ 
der war Simſon der Anſicht, es ſei im Voltshaufe kein Raum für 
den Flügelſchlag dieſer freien Seele; der Schreier wurde ſofort hinaus⸗ 
geführt. 

Erfurt, Dienſtag den 16. April, Nachmittags 4 Uhr 50 Minu⸗ 
ten. (Telegr. Depeſche d. Corr.⸗Bürcau in Berlin.) In der heutigen 
Sitzung des Volkshauſes wurde die Einzelberathung der Verfaſſung 
bis $. 143. fortgefeht- In allen weſentlichen Punkten wurden die 


Auträge der Linken angenommen, dagegen einſchränkende Amendements 


der Rechten, das Reichsgericht und die Habeaskorpusakte betreffend, 
verworfen, ebenſo ein Entwurf Gerlach's, die Grundrechte betreffend. 

Morgen Fortſetzung der Debatte im Volkshauſe und Sitzung des 

Staatenhauſes. 


Aus Weſtphalen, den 11. April. Unter vorſtehendem Datum 
läßt ſich die „Deutſche Volkshalle“ nachſtehendes Schreiben eines der 
Preußiſchen Biſchöfe mittheilen, welches derſelbe an den Miniſter von 
Ladenberg gerichtet habe: | 

Wie ich äußerlich vernehme, haben Eure Excellenz die König⸗ 
lichen Regierungen angewieſen, ftrenge darauf zu halten, daß die⸗ 
jenigen Geistlichen, welche wegen unmittelbarer Amtsbeziehung zum 
Staate an der Beſchwörung der neuen Verfaſſung Theil zu nehmen 
haben, dieſen Eid ohne allen Vorbehalt, und namentlich ohne den 
Beiſatz: „salvis ecelesiae juribus“ zu leiſten, oder im Verweige⸗ 
rungsfalle ihre amtliche Wirkſamkeit aufzugeben haben. Ich kann 
nicht umhin, Eurer Ereellenz zu erklären, daß ich den betreffenden 
Geistlichen meines Sprengels dieſen Vorbehalt: „salvis ecclesiae, 
juribus“ ſelbſt vorgeſchrieben habe, und zwar aus dem einfachen 
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Grunde, weil ich es der Kirche und ſelbſt auch dem Staate, weil ich 
es mir ſelbſt und den betheiligten Geiſtlichen ſchuldig war, davor zu 
warnen, daß ſie unbedingt eine neue eidliche Verpflichtung eingingen, 
welche fie möglichen Falles in offenen Conflict mit den gegen die Kirche 
bereits bei ihrer Prieſterweihe eingegangenen heiligen Verpflichtungen 
bringen koͤnnte. Denn daß ich als Biſchof nicht gleichgültig und 
ſtumm bleiben kaun, wenn meine Geiſtlichen der Gefahr ausgeſetzt 
werden, ihre eidlich gelobte Treue gegen die Kirche oder gegen den 
Staat zu brechen, werden Eurer Excellenz mir zugeſtehen. Nach wel⸗ 
cher Seite hin dann auch der Treubruch falle, macht keinen Unter⸗ 
ſchied; ein gegen den Staat treubrüchiger meineidiger Prieſter iſt es 
eben dadurch auch ſchon gegen die Kirche, die ihn zur Heilighaltung 
des Eides verpflichtet, geworden; und ein Prieſter, der ſeiner Kirche 
die gelobte Treue gebrochen, kann auch dem Staate keine fernere, mo⸗ 
raliſche Bürgſchaft gewähren, weil ſein innerer Tempel entweihet, der 
Altar, worauf er geſchworen, zerbrochen, fein Gewiſſen gebrand⸗ 
markt iſt. Die Erfahrung der letzten Jahre hätte, meine ich, dieſe 
Wahrheit nach beiden Seiten hin genugſam erprobt. Es muß mich 
daher mit tiefem Schmerze und gerechter Beſorgniß erfüllen, daß durch 
den Eingangs erwähnten Erlaß Eure Excellenz dieſe Vereidigungs⸗ 
frage, die im Grunde nur eine einfache Frage der Ehrlichkeit iſt, in 
eine Verwickelung gebracht wird, welche zu den. allerfataliten und fol⸗ 
genreichſten Gonflieten führen muß, wie die franzöſiſche Geſchichte zu 
Anfang des Jahrhunderts warnend genug gezeigt hat. Ich kann und 
darf von meiner Anordnung nicht abgehen, und müßte gegen dieje⸗ 
nigen Prieſter, die ſie nicht befolgen ſollten, als gegen ungehorſame, 
mit canoniſchen Strafen einſchreiten. Was gewinnt alſo der Staat, 
wenn er auf der Verwerfung dieſer einfachen Clauſel beharrt? Nichts 
anderes, als von der Kirche geächtete Werkzeuge, denen das Ver⸗ 
trauen des katholiſchen Volkes ſich alsbald entziehen wird. Und was 
kann er durch die Zulaſſung dieſer das prieſterliche Gewiſſen ſalviren⸗ 
den Clanſel etwa verlieren? Ich vermag in der That nichts aufzu⸗ 
finden, wenn ich mir nicht die Vorausſetzung geſtatten will, daß es 
wirklich beabſichtigt werde, auf Grund der Verfaſſung (freilich als⸗ 
dann im grellſten Widerſpruche mit ihren Grund = Prinzipien) aner⸗ 
kannte und beſtehende kirchliche Rechte zu beeinträchtigen, wie dieſes 
namentlich in Bezug auf die Volksſchulen beſorgt wird. Fur einen 
ſolchen Fall aber, den Gott verhüte! muß ich mein und meiner Geiſt⸗ 
lichen Gewiſſen ſicher ſtellen, denen ich nicht geſtatten kann, daß ſie 
durch die unbedingte Beſchwörung einer Verfaſſung, aus welcher der⸗ 
lei Angriffe auf meine verbrieften kirchlichen Rechte abgeleitet werden 
wollten, ſich zu Verſchwörern gegen ihre Kirche und ihren Biſchof machen. 


Schleswig⸗Holſtein. Die heute eingegangenen Nachrichten 
find nicht von Bedeutung. Die Schweden halten die Demarkations— 
linie beſetzt, ohne ſie zu überſchreiten, aber jeden Augenblick bereit, 
einem etwaigen Ueberfall vom Süden entgegenzutreten. Dieſſeits der 
Demarkationslinie wird viel Däniſche Propaganda, aber nutzlos ge- 
macht. Man bedauert den Abgang der Preußiſchen Offiziere, aber 
man iſt erfreut, die Angelegenheit zur Eutſcheidung gebracht zu ſehen. 
— Die nach Kopenhagen beſtimmte Deputation, beſtehend aus 
dem Grafen Reventlow-Farve und Reg.⸗Rath Heinzelmann, 
De 15. April Altona paſſirt, wo ſich der Syndikus Prehn 
a — U 
Nachfolgende Proklamation „An die Armee“ iſt vom General⸗ 
Kommando erlaſſen: 

Soldaten! Es wird ein Theil Eurer bisherigen Führer, Eurer 
Lehrer von Euch ſcheiden. Es iſt ein großer Verluſt fir uns, eine 
ſchwere Trennung, aber früh oder ſpät mußte es doch ſo kommen, 
wenn wir je ſelbſtſtändig werden wollten, und das wollen wir doch. 
— Der Verluſt war erwartet und trifft uus nicht unvorbereitet. Den 
Erſatz müſſen wir in uns ſelbſt finden und werden ihn finden. Wie 
es mir nicht in den Sinn kommt, das Vertrauen zu verlieren, wenn 
ich in Eure tapfern Augen ſehe, jo ſollt und dürft auch Ihr noch fer⸗ 
ner mir und den Führern, welche Euch bleiben, vertrauen. Unſere 
Kraft bleibt dieſelbe, wenn Ihr wollt, wie ich will. Nur wer ſich 
ſelbſt verläßt, der iſt verlaſſen. Wir wollen um ſo feſter auf eigenen 
Füßen ſtehen, wollen uns um ſo mehr anſtrengen, um fo feſter zuſam— 
menhalten. Gehorcht Euren neuen Führern, wo Ihr deren erhaltet, 
die ihre Anſtrengungen verdoppeln werden, ich weiß es ſicher, nur um 
ſo freudiger, um ſo ſtrenger, — da liegt unſere ganze Kraft. Schles⸗ 
wig⸗Holſteins Heer ſei, auch auf ſich ganz allein angewieſen, ein 
Muſter in Hingebung und ſtrengem Gehorſam, fo iſt des Vaterlan⸗ 
des Geſchick geſichert. — Das erwarte ich von Euch. 

Den Scheidenden aber folgt unſere ganze Liebe, unſere ganze 
Dankbarkeit; bezeugt fie ihnen auf jede Weiſe. Ein Band, was fo 
geknüpft war, kann wohl gewaltſam getrennt, aber nie ganz gelöft 
werden; die Geſinnung zu den Einzelnen bleibt dieſelbe. Kiel, den 
15. April 1850. Ener Obergeneral v. Williſen. 


Bra unſchweig, den 14. April. Geſtern haben hier Ruheſtö⸗ 
rungen ſtattgefunden, welche durch einen Conflikt der hieſigen Tiſchler⸗ 
geſellen mit der Polizei zuerſt veranlaßt worden waren. 


Hanau, den 13. April. Prozeß Lichnowsky. Der Ange 
klagte Georg hat ſich der geſtrigen Aufforderung des Gerichtshofes 
gemäß den Backenbart abnehmen laſſen, er trägt nur noch einen ftar- 
ken Kinn- und Schnurrbart. Ludwig hat ſich den Bart ganz abneh⸗ 
men und die Haare halblang ſcheeren faſſen. Mit der Zeu genver⸗ 
nehmung wird fortgefahren. Balthaſar Heil, Bürgermeiſter von 
Ginheim, erzählt, wie Georg in der Nacht vom 17. zum 18. Septbr. 
und am nächſtfolgenden Tage ihn beſtimmen wollte, die Bürgergarde 
zu perſammeln und das vorräthige Pulver und Blei auszuliefern. Die 
„Nechten“ in Frankfurt ſollten alle an die Orgelpfeifen gehängt wer- 
den. Zeuge will ſpäter haben reden hören, daß Georg, Pflug und 
Körber bei der Ermordung Auerswald's zugegen geweſen ſeien. Zeuge 
hat Georg nach dem 18. Septbr. geſehen, derſelbe hatte ſich ſeinen 


Bart abgenommen. Georg erklaͤrt, er ſei in jener Nacht betrunken 


geweſen, das Abnehmen des Bartes ſei nur erfolgt, weil er ſich den⸗ 
ſelben beim Kaffekochen verſengt hatte. Die nächftfolgenden Zeugen 
machen Mittheilungen über den Zug von Ginheim nach Frankfurt 
und über das damalige Ausſehen des Angeklagten. 


Frankreich. 


Paris, den 13. April. Am Schluſſe der Heerſchau, welche L. 
Napoleon geſtern über die Beſatzung von Verſailles hielt und wobei 
er von dem zahlreich verſammelten Volke mit unzweideutigen Beweiſen 
von Sympathie empfangen wurde, fand die Vertheilung mehrerer De⸗ 
korationen an Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten Statt. Bei der 
Rückfahrt ſtürzte in den elyſäiſchen Feldern ein Pferd am Wagen des 
Präſidenten. Während des kurzen Aufenthaltes, der dadurch entſtand, 
ward der Wagen von einem Volkshaufen umringt, welcher Vivats 


für die demokratiſch⸗ſociale Republik in, wie ein demokratiſches Organ 
behauptet, ſehr feindſeligem Tone ausitich. 


— In der heutigen Sitzung der National⸗-Verſammlung 
wird der Bericht über die geheimen Polizei -Ansgaben unter dem Mi⸗ 
niſterium F. Barrot's an die Repräſentanten verkheilt. Es geht dar⸗ 
aus hervor, daß ein Theil der Fonds für die öffentliche Sicherheit zur 
Ueberwachung der Flüchtlinge, namentlich derer in der Schweiz, ver⸗ 
wandt ward. Uebrigens wird in dem Bericht lobend anerkannt, daß 
die gehtimen Polizei-Ausgaben unter der Republik auf die Hälfte 
deſſen geſunken ſind, was ſie unterder letzten Monarchie betragen 
haben. — Dem ſodann von der Regierung an die National⸗Verſamm⸗ 
lung geſtellten Kreditbegehren zur Feier des 4. Mai entnehmen wir 
folgende einleitende Worte des Miniſters Baroche: „Das Geſetz vom 
15. Februar 18 19 befiehlt, daß der 24. Februar und der 4. Mai je⸗ 
des Jahr in Zukunft Feiertage und Nationalfefte fein ſollen. Am ver⸗ 
floſſenen 24. Februar iſt eine fromme Pflicht erfüllt, ein Trauer⸗Got⸗ 
tesdienſt auf Befehl der Regierung in allen Gemeinden der Republik 
gefeiert worden, um das Andeuken derjenigen zu ehren, die in dem 
Kampfe, woraus unſere neuen Inſtitutionen hervorgingen, gefallen 
ſind. Allein der 4. Mai, an den kein Andenken der Trauer ſich knüpft, 
kaun ganz einem Nationalfeſte gewidmet werden. Wir bitten um die 
Mittel, einen ſolchen Jahrestag würdig zu feiern. Nach den bereits 
entworfenen Planen wird der Eintrachtsplatz der Schauplatz einer groß⸗ 
artigen architektoniſchen Dekoration fein, und daun während des Abends 
der Mittelpunkt einer großen Illumination werden, die ſich längs den 
elyfäifchen Feldern fortſetzen ſoll.“ — Nach Erledigung einiger Geſetz⸗ 
entwürfe, Lokal⸗Intereſſen betreffend, wird der Tagesordnung gemäß 
zur dritten Berathung des Geſetzes über Verbeſſerung ungeſunder 
Wohnungen geſchritten. Das Weſentliche an demſelben iſt, daß es 
dem Befinden der Gemeinderäthe überlaſſen bleibt, Kommiſſionen zur 
Unterſuchung für ungeſund geltender Wohnungen zu ernennen, deren 
Vermiethung unterſagt werden kaun und deren Eigenthümer, wenn 
ſie die Verbeſſerung derſelben verweigern, im Contraventionsfalle mit 
Geldſtrafe belegt werden können. Das Geſetz wird faſt ohne Diskuſ⸗ 
ſion definitiv angenommen. — Hierauf beginnt die zweite Berathung 
eines Geſetzes über Einführung der Hundeſteuer. Dieſe Steuer, 
in der Deputirtenkammer 1847 durch gleiche Stimmenzahl für und 
wider verworfen, wird von der Kommiſſion als eine Einnahmequelle 
für die Gemeinden, als eine Vorkehrung zur Verminderung der Un⸗ 
glücksfälle durch die Waſſerſcheu, ſo wie als ein Mittel zur Verringe⸗ 
rung unnützer Conſumtion empfohlen und dabei das Beiſpiel von 
Baden und England angeführt; von Sautayra dagegen wird ſie als 
eine nutzloſe, centraliſtiſche und endlich „antidemokratiſche“ Maaßre⸗ 
gel bekämpft, worüber die Rechte lacht. Das Geſetz wird in zweiter 
Berathung angenommen. Ausgenommen ſind bloß die jungen 
Hunde, die noch von der Mutter gefängt werden, und die Leithunde 
der Blinden. (Die Spen. Ztg. bringt in ihrem Bericht das lächerliche 
Mißverſtändniß, daß die ſäugenden und die blinden Hunde von der 
Steuer ausgenommen fein ſollen.) — Baune (vom Berge) verlangt 
den Miniſter des Innern über die Schließung gewiſſer Wahlver⸗ 
ſammlungen zu interpelliren. Mit Genehmigung des Miniſters ent⸗ 
ſcheidet die Verſammlung, daß dies gleich geſchehen ſoll. Baune 
erinnert daran, daß keine Unordnungen und keine gerichtlichen Verfol⸗ 
gungen aus Veranlaſſung der Wahlverſammlungen vor dem 10. Maͤrz 
und der letzten Tage ſtattgefunden haben. „Wir haben das Bedürf⸗ 
niß, uns aufzuklären. Wir haben der Regierung am 10. März eine 
Lehre gegeben. Wir wollen dieſe Lehre am 28. April wiederholen. 
Wir wollen von dem geheiligten Vereinsrecht Gebrauch machen, um 
dieſe Lehre vorzubereiten. Der Miniſter des Innern, der ſtets das 
Vereinsrecht vertheidigt hat, und namentlich bei der Gelegenheit, welche 
die Februar⸗Revolution zum Ausbruch gebracht hat, muß ſchlecht un⸗ 
terrichtet ſein, da er dieſe Wahl-Verſammlungen geſchloſſen hat. Ich 
bitte um Aufklärung.“ 

Baroche antwortet: „Der vorhergehende Redner hat von einer 
Lehre geſprochen, welche die Regierung am 10. März erhalten hätte. 
Zehn Wahlcollegien von Frankreich, welche Mitglieder der Oppoſition 
zu erſezen hatten, haben Mitglieder der Maſorität in die Verſamm⸗ 
lung geſchickt und eine Wahl außerhalb Paris hat eben ſo viel Ge⸗ 
wicht, als eine Wahl in Paris. (Ja! Ja! auf der Rechten.) Die 
Volksvertreter repraͤſentiren ganz Frankreich und nur von der Majori⸗ 
tät der Volksvertreter, und nicht von einer einzelnen Fraction des allge⸗ 
meinen Stimunechts hat die Regierung die Billigung oder den Tadel 
ihrer Politik zu empfangen. Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo ſteht 
das Recht der Regierung zur Verhinderung nicht wirklicher Wahl⸗ 
Verſammlungen geſetzlich feſt. Es handelt ſich alſo darum, ob wir 
in der Anwendung dieſes Rechtes gefehlt haben. Die Protocolle der 
Polizei⸗Commiſſäre, die den Wahl⸗Verſammlungen beigewohnt ha⸗ 
ben, beweiſen, daß ſcandalöſe Mißbräuche Statt gefunden haben. Es 
hat ſich ferner darin unter dem Vorwande der Wahlen um alle Tages⸗ 
fragen gehandelt, Frauen und Kinder waren zugegen und ſtatt ſich 
mit der Wahl eines Nepräfentanten zu beſchäftigen, hat man Abge⸗ 
ordnete zu dem ſocialiſtiſchen Comite gewählt, d. h. das allgemeine 
Stimmrecht auf indireete und mithin verfaſſungswidrige Weiſe aus⸗ 
geübt. Im zehnten Bezirke hat man einem berühmten Künſtler (Elex) 
vorgeworfen, einen Orden und Werkſtätten von der Regierung zu 
haben und was noch mehr ſei, Hauseigenthümer zu ſein. Er mußte 
ſich rechtfertigen und wurde doch nicht gewählt. Ein Candidat rühmte 

ch, im Jahre 1830 auf die Gensd'armerie Jagd gemacht zu haben, 
dann St. Simoniſt und icariſcher Communiſt geworden zu ſein, im 
Februar wieder auf die Municipalgardiſten Jagd gemacht und dann 
die rothe Fahne auf dem Stadthauſe aufgepflanzt zu haben. Er ſchloß 
mit der Verſicherung, daß er iothe Ohren von weißen Ohren zu un⸗ 
terſcheiden wiſſen werde, und wurde gewählt. Der Abbe Chaͤtel er⸗ 
Härte das Chriſtenthum für einen tiefen Irrthum. Das Fleiſch müſſe 
ſo gut wie der Geiſt befriedigt werden; jo wolle es der Gott der Na⸗ 
tur und der Vernunft. Er ſchloß mit der Aufforderung: „„Laßt uns 
damit anfangen, den Organen des Körpers volle Befriedigung zu 
gewähren.““ Zu Montmartre wurden die von der Gerechtigkeit des 
Landes Verurtheilten für Märtprer erklärt u. ſ. w.“ Der Miniſter 
führt noch einige minder bemerkenswerthe Einzelheiten aus den übrigen 
Wahl-⸗Verſammlungen an und ſchließt mit der Erklärung, daß er 
unerſchütterlich fortfahren werde, die für die öffentliche Sicherheit ge⸗ 
fährlichen Wahl⸗Verſammlungen zu verhindern. Die Majorität bes 
zeugt dem Miniſter ihren lebhaften Beifall. J. Favre bekämpft den 
Rechtspunkt und die faktiſche Nothwendigkeit der Maßregel und ſucht 
nachzuweiſen, daß die angeführten Thatſachen theils auf Mißverſtänd⸗ 
niſſe, theils auf Uebertreibungen und vielleicht auch theils auf den 
Umtrieben der geheimen Polizei-Agenten beruhen. Die Aeußerung des 
Redners, daß die früheren Schmeichler des Volkes ſich zu deſſen Ver⸗ 
folgern gemacht haben, ſeitdem der Wind des Glückes nach einer an⸗ 


deren Richtung wehe, veranlaßt den Miniſter des Innern, ſich gegen 
die auf ihn gerichteten Angriffe und namentlich den von einem Journal 
ihm gemachten Vorwurf, im März 1848 Vicepräſident eines Clubs 
geweſen zu ſein, zu rechtfertigen. Die ganze Debatte hört hiermit 
ohne weiteres Reſultat auf und die Sitzung wird geſchloſſen. 


Paris, Montag den 15. April, Abends 8 Uhr. (Telegr. De⸗ 
peſche d. Corr.⸗Büreau in Berlin.) Bei der Rückkehr des Papſtes 
nach Rom wird eine Amneſtie erwartet, von der nur 70 Perſonen aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen. — Vom ſozialiſtiſchen Wahlcomité wurde 
Eugen Sue als Kandidat aufgeſtellt. — In der Legislativen wird 
die Berathung des Budgets fortgeſetzt. Am Donnerſtage ſoll die De⸗ 
batte über das Deportations⸗Geſetz beginnen. 


Großbritanien und Irland. 


London, den 13. April. (Köln. Ztg.) In Irland nimmt die 
Repealbewegung, wenigſtens ſo weit ſie ſich durch öffentliche Verſamm⸗ 
lungen bemerklich macht, von Woche zu Woche eine kläglichere Geſtalt 
an. Die Unfähigkeit der Führer trägt dazu ohne Zweifel viel bei; 
doch würde es auch bei dem Vorhandenſein bedeutender geiſtiger Kräfte 
ſchwer ſein, die zu den Zeiten Daniel O'Connell's für die Sache der 
Repeal herrſchende Begeiſterung von Neuem zu erwecken. Der Sohn 
des Agitators, John O'Connell, iſt ein Prediger in der Wüſte, und 
der ſchlechte Erfolg der von ihm geleiteten Verſammlungen hat ihn end⸗ 
lich ſo weit entmuthigt, daß er in 14 Tagen die Thüren von „Conci⸗ 
liation Hall“ ſchließen und ins Privatleben zurücktreten will, wenn 
inzwiſchen durch Geld- Unterſtützungen der „großen nationalen Bewe⸗ 
gung“ nicht fräftiger unter die Arme gegriffen wird. 

In der geſtrigen Sitzung des Oberhauſes wird die Sträf— 
lings⸗Bill (Convict Priſous Bill) zum dritten Mal verleſen. Im 
Unterhauſe beſchwert ſich Anſtey darüber, daß ein Brief Smith 
O' Briens' an ihn von Sir W. Deniſon, dem Gouverneur von Van 
Diemens Land, geöffnet worden ſei, und kündigt an, daß er am mäch⸗ 
ſten Dienſtage eine darauf bezügliche Reſolution vor das Haus brin— 
gen werde. Hierauf ſtellt Lord John Ruſſell ſeinen Antrag auf 
Einſetzung einer Spezial-Kommiſſſon zur Prufung und Begutachtung 
der Veamten⸗Gehälter. Er führt verſchiedene Fälle aus früheren Zei⸗ 
ten an, wo ein ähnliches Verfahren eingeſchlagen worden ſei. Hinge— 
gen bringt Dis racli, vorhergängiger Ankündigung gemäß, den 
Verbeſſerungs⸗Antrag vor das Haus, „daß die Regierung fofort, auf 
ihre eigene Verantwortlichkeit, die nothwendigen Maßregeln einzufüh⸗ 
ten habe.“ Seien die Miniſter der Anſicht, daß ſich eine Reduktion 
in den Gehältern vornehmen laſſe, jo müſſe dieſe Ueberzeugung na⸗ 
türlich die Folge einer gehörigen Unterſuchung fein und ſich auf trife 
tige Gründe ſtützen. Nichts ſei unkonſtitutioneller, als dieſer Verſuch 
der Regierung, der Verantwortlichkeit zu entgehen und dieſelbe dem 
Hauſe zuzuwälzen. Hume iſt der Meinung, daß die Commiſſion zu 
keinem praktiſchen Ergebniſſe führen werde. G. Berkeley giebt dem 
Amendement Disraeli's feinen Beifall und betrachtet die vorgefchla- 
gene Commiſſion als ein bloßes Gaukelſpiel. Cockburn vertheidigt 
den von der Regierung eingeſchlagenen Weg als weiſe und verfaſſungs— 
mäßig. Nach einer Schlußrede Lord J. Ruſſell's, in welcher er 
das Praktiſche ſeines Antrages darzulegen verſucht, wird derſelbe mit 
250 gegen 159 Stimmen angenommen. Disraeli hat demnach 
eine Majorität von 91 gegen ſich. Ein von Harsmann geſtellter 
Antrag, die Unterſuchung auch auf die Gehälter der geiſtlichen 
Würdenträger auszudehnen, wird mit 208 gegen 95 Stimmen 


verworfen. a 
Türkei. 

FConſtantinopel, Sonnabend den 6. April. (Telegr. De⸗ 
peſche d. Corr.⸗Büreau in Berlin.) Die Flüchtlingsfrage iſt gelöſt. 
Heute fand die Wiederanknüpfung des diplomatiſchen Verkehrs zwi⸗ 
ſchen der Pforte und Oeſterreich ſtatt. — Aus Pecking in China, wird 
der Tod der Kaiſerin Wittwe gemeldet. 

N Griechenland. 

Piräens, Dienſtag den 9. April. (Telegr. Depeſche d. Corr. ⸗ 
Bürequ in Berlin.) Die Conferenzen werden fortgeſetzt. Die Bri⸗ 
tiſche Flotte hat das Jahresfeſt der Griechiſchen Erhebung mitgefeiert— 


Locales ze. 

Aus dem Frauſtädter Kreiſe, den 17. April. Vorige 
Woche erfolgte auf dem Hauptſteueramte zu Liſſa die Beeidung des 
Beamten⸗Perſonals auf die Verfaſſung. Bei den audern Behörden 
des Kreiſes iſt meines Wiſſens die Aufforderung zur Beeidigung noch 
nicht ergangen. — Der Veteranen ⸗Jweigverein, der fir) uns 
mittelbar nach der Conſtituirung des Breslauer Hauptvereins hier 
ſelbſt unter Leitung des jetzt in Charlottenburg anſäßigen Major 
Rybinski und des hieſigen Poſtmeiſter v. Paris als eine Filiale 
zum Breslauer Verein gebildet, hat nunmehr in Folge des emanirten 
neuen Vereiusgeſetzes ſich aufgelöft. Ein Gleiches dürfte wohl näch⸗ 
ſtens mit dem hier beſtehenden Treubunde geſchehen, der auf An⸗ 
regung des Berliner Centralbundes im Laufe des vorigen Jahres 
hier zu Stande gekommen iſt und der etwa 60 Mitglieder zählt. — 
In dem an politiſchen und ſocialen Vereinen und Inſtituten ſo über⸗ 
reichen Liſſa iſt nun auch ein ſogenanntes Commiſſions⸗Bü⸗ 
reau entſtanden. Der daſige Kaufmann Adolph Fürth hat ein 
ſolches unter Genehmigung der ſtädtiſchen Behoͤrden auf Grund des 
$. 68. der Verfaſſung errichtet, und iſt, was die Perſönlichkeit und 
die praktiſche Befähigung und Geſchaftskenntniß des Unternehmers 
betrifft, das neu errichtete Inſtitut in guten Häuden. Da das Be⸗ 
dürfniß danach ſich läugſt herausgeſtellt hat, jo dürfen wir an einem 
gedeihlichen Fortgang deſſelben kaum zweifeln. 

7 Grag, den 15. April. Geſtern löſte ſich der hier ſeit dem 
Jahre 1818 beſtandene Verein für König 0 Wenge ih und 
conſtituirte ſich mit Rückſicht auf das neue Vereinsgeſetz von Neuem 
u e feiner bisherigen Vorſtands⸗Mitglieder, zu denen 
3 0 Aud ub gewählt wurden. Dieſer Verſammlung wohnte 
1 geordneter des hieſigen Magiſtrats, und zwar ein Pole, bei. 


Oſtrowo, den 14. April. Die dritte Sitzung des Schwur⸗ 
gerichts führte den ehemaligen Deputirten der zweiten Kander en 
Rechts⸗Anwalt von Liſiecki aus Pleſchen, vor die Schranken. Sein 
Vertheidiger war der Dr. jur. Niegolewski aus Berlin. Die 
Hauptpunkte der Anklage find, daß der Angeklagte bei der Inſur⸗ 
rektion des Jahres 1818 ich betheiligt, an die Spitze der Inſurgenten 
getreten und thätiges Mitglied des in Pleſchen zuſammen getretenen 

olniſchen Komites geweſen ſei und die Einberufungsordres für die 
dandwehrmänner zurückgehalten Der Angeklagte räumt nur ein, 
— dine arge en zu haben. Von den vernommenen 
claſtungszeugen bekundete der Poſthalter Hoffman n, daß der An⸗ 


365 


: geffagte an der Spitze der Inſurgenten geſtanden und mehrere Reden 


auf dem Markte gehalten habe, die darauf berechnet waren, das Volk 
aufzuwiegeln, indem er ermahnte, ſich bis auf den letzten Blutstropfen 


zu vertheidigen, damit Polen wieder hergeſtellt werde. In ähnlicher 


Weiſe ſagt der Poſtſchreiber Rudolph aus. Der Polizeidiener Win⸗ 
ter bekundet, daß der Angeklagte häufig Reden an das Volk gehalten 
und geſagt habe: Wir find Brüder, wir müſſen alle zuſammen halten 
um gegen die Ruſſen zu kämpfen, fo wie daß er das Anfchlagen der Pro⸗ 
klamationen verhindert. Der Zeuge Cohn, in deſſen Hauſe das Komite 
ſeine Sitzungen gehalten, bekundet dagegen, daß der Angeklagte, in 
Abweſenheit des Bürgermeiſters, der nach Poſen gereiſt war, um In⸗ 
ſtruktionen zu holen, bei Tag und Nacht Ruhe und Ordnung zu er⸗ 
halten geſucht. Der Staats-⸗Auwalt erklärte: die Anklage laute zwar 
auf Hochverrath, doch ſei er nicht im Stande dieſe zu verfolgen; denn 
der Angeklagte habe nicht zu den Leitern der Juſurrektion gehört, deren 
Zweck die Herſtellung eines Polenreichs geweſen, er gehöre zur zweiten 
Kategorie. Die Staats-Anwaltſchaft nehme ihn daher nur wegen 
Aufruhrs in Verfolg und beantrage das „Schuldig“. Der Angeklagte 
proteſtitt vergeblich dagegen, daß die Staats-Anwaltſchaft nunmehr 
die Anklage ändere. Die Verhandlung hatte ſich bis zum fpäten Abend 
hingezogen, der Schluß wurde auf den andern Tag verſchoben, und 
endete die Sache mit Freiſprechung des Angeklagten. 


8 Gneſen, den 13. April. (Schwurgerichts-Verhandlungen.) 
Die heut vor dem Schwurgerichte noch zu verhandelnde Sache be⸗ 
traf eine Anklage gegen die unverehelichte V. aus Z. wegen verheim⸗ 
lichter Schwangerſchaft und Niederkunft. Die Beweisaufnahme er⸗ 
gab, daß der Zuſtand der Angeklagten im ganzen Orte allbekannt 
geweſen war, daß ſie öfter darüber zur Rede geſtellt, denſelben nicht 
geleugnet, zuweilen auch dem Fragenden die Ausſicht auf eine Ge— 
vatterſchaft eröffnet hatte. 

Das vom Kreisphyſikus Dr. Pupke vorgetragene, durch ſeine 
Bündigkeit und Klarheit ausgezeichnete, Ärztliche Gutachten ergab, 
daß das Kind vollkommen ausgebildet und lebensfähig geweſen und 
noch nach der Geburt gelebt habe, bald darauf aber ohne Spuren 
angewandter Gewalt am blutigen Schlagfluß geſtorben iſt. Letzterer 
wird von der Erkältung hergeleitet, welcher das Kind ausgeſetzt ge⸗ 
weſen, als die Mutter, in Folge der Geburt, wie ſie behauptet, längere 
Zeit im bewußtloſen Zuſtande auf dem feuchten Boden gelegen hat. 
Daß die Entbundene noch ſpäterhin an Krampfzufällen gelitten und 
in dieſen das Bewußtſein verloren hat, wird durch Zeugen beſtätigt. 

Der Staatsanwalt hält die Anklage aufrecht, da weder in dem 
ſtillſchweigenden Zugeſtändniß, noch in der ſcherzhaften Einladung 
zur Taufe, die vom Geſetze geforderte Anzeige zu finden ſei. Der Ver⸗ 
theidiger dagegen ſucht nachzuweiſen, daß von einer Verheimlichung 
nicht die Rede ſein könne, wo die Sache ſtadtkundig wäre, und von 
e nicht in Abrede geſtellt würde, und beantragt das Nicht⸗ 

uldig. N 

Der Vorſitzende gab in feinen: Reſumé den Geſchworenen die 
leitenden Geſichtspunkte der geſetzlichen Beſtimmungen, und führte 
einige einſchlagende Urtheile höherer Gerichtshoͤfe in dieſer ſchwierigen 
Materie an, nachdem er noch beſonders den Ungrund der öfter auf⸗ 
tauchenden Meinung (die auch uns nicht mit einer ſtrengen Gewiſſen⸗ 
haftigkeit in Einklang zu bringen ſcheint) mit Nachdruck hervorhob, 
als ob die Geſchwornen durch ihren Spruch 1 
hätten, daß unpaſſende, veraltete oder zu ſtreuge Geſetze geändert 
würden, während ſie ſich, wie jeder Richter, nur als Hüter und 
Wächter der einmal beſtehenden Geſetze zu betrachten hätten. Auf die 
beiden den Geſchwornen zunächſt vorgelegten Fragen in Betreff der 
verheimlichten Schwangerſchaft und der verheimlichten Niederkunft, 
ſprachen die Geſchwornen das Nichtſchuldig, worauf die dritte Frage, 
ob das Kind noch in der Geburt gelebt habe, von ſelbſt fiel und die 
Angeklagte vom Gerichtshofe freigeſprochen wurde. 

Hiermit ſchloß die zweite diesjährige Sitzungs- Periode. Es 
ſind in derſelben 6 Sachen verhandelt, in denen 4 Freiſprechungen 
und 2 Verurtheilungen (zu 6 Monat und zu 3 Jahr) erfolgten. 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Der Dzienuik Polski bringt in No. 87. ein Schreiben des Gra⸗ 
fen Dzialyuski an ſeine Wähler, worin er ihnen über die Erledigung 
ſeiner Miſſion in Erfurt Rechenſchaft giebt und ſeine dortige Hand⸗ 
lungsweiſe rechtfertigt. Es heißt darin: „Ich hielt es für meine erſte 
Pflicht, unſere Sache den hoͤchſten Beamten des neuen Deutſchen Rei⸗ 
ches, ſowie den vorzüglichſten Mitgliedern beider Kammern vorzulegen. 
Nach Erſchoͤpfung ſo oft wiederholter Ausführungen und Raiſonne⸗ 
ments, die ſich auf die Traktate, auf Verſprechungen, auf das Recht 
der Nationen und die Grundſätze der Moral ſtützen, bemühte ich mich, 
zu zeigen, wie übel der Augenblick zur Vereinigung des Großherzog⸗ 
thums Poſen mit dem Deutſchen Reiche gewählt ſel, da in den Her⸗ 
zen der Bewohner dieſes Landes das Andenken an die langjährige Un⸗ 
bill, die unſere Nation erlitten, durch die letzten Ereigniſſe ſo ſchmerz⸗ 
lich geweckt worden ſei. Ich ging dann über zur Auseinanderſetzung 
unſerer gegenwartigen Lage, und zeigte, wie die Landesbehörden, an⸗ 
ſtatt unſerer gerechteſten Beſchwerde abzuhelfen, nach allen Richtungen 
hin die Grundlage des uns garantirten nationalen Lebens vernichten, 
wie im Rieſenſchritt die ſyſtematiſche Ausrottung unſeres Stammes 
fortſchreitet; wie Kirche und Schule, einſt ſo reichlich bon unſern Vä⸗ 
tern ausgeſtattet, heute, ihrer aufgehäuften Fonds beraubt, nicht ein⸗ 
mal den Söhnen der einſtigen Stifter mehr zugänglich find. Ich wies 
darauf hin, wie durch den Andrang der Fremden den eigenen Landes⸗ 
kindern das verdiente Brot entriſſen werde, wie in unſerm Lande, das 
einſt einen Ueberfluß an ſo vielen ausgezeichneten Männern hatte, 
nach der 35jährigen Preußiſchen Herrſchaft auch nicht Einer von uns 
für fähig gehalten wird, ich will nicht ſagen, auf den Stühlen der 
hoͤhern Beamten des Landes zu ſitzen, ſondern ich mache nur darauf 
aufmerkſam, daß ſogar, wie man behauptet, nur ein Pole auf den 
Böden der Poſtwagen des Großherzogthums Plag findet und nur ein 
Pole in den Chauſſeehäuſern, die auf Koſten unſeres Landes erbaut 
ſind, wohnt. Ich ſetzte auseinander, wie bei ſolchen Beſtrebungen 
das Proletariat und die Armuth immer mehr um ſich greifen, und zu⸗ 
gleich bis in die entfernteſten Adern unſeres Volkslebens der Haß und 
der Abſcheu vor den Urhebern unſeres Unglückes ſich verbreitet. Ich 
bemühte mich, auszuführen, daß es die erſte { 
Behörde ſei, unſern gerechten Beſchwerden abzuhelfen, daß es ihr ob⸗ 
liege, das Vertrauen und den Glauben an den guten Willen der Re⸗ 
gierenden zu erwecken, und daher alle durch das Frankfurter Parla⸗ 
ment unferer Nationalität zugeſicherten Rechte in Ausführung zu brin⸗ 
gen, nur fo konne fie vielleicht an unſere moraliſche Vereinigung mit 


Deutſchland denken; dagegen vernichte die nominelle und durch einen 


Akt der Gewalt ausgeſprochene Einverleibung des Großherzogthums 


Spruch auch darauf hinzuwirken. 


icht einer vorſorglichen 


Poſen die reale Möglichkeit dieſer Verbindung; dieſe Einverleibung 
ſei eine verderbliche Eingebung der Preußiſchen Behörden und eine 
hoͤchſt kluge Schöpfung der Ruſſiſchen Politik, zu der ſie das Herz und 
die Hoffnung ſo mancher Bewohner unſeres Landes hinneige. Ich 
fragte, auf welche Bürgſchaften die ſich vereinigenden Deutſchen Pro⸗ 
vinzen hoffen können, wenn ſie die Grundlage, auf der ſie ihr Bünd⸗ 
niß zu errichten gedenken, das Anſehen der Traktate, ſo rückſichtslos 
ſelbſt vernichten? Ich zeigte, daß, wenn das böſe Beiſpiel von oben 
ausgehe, es ſich bald in die Sitten der Völker einfreſſe, und die ganze 
Geſellſchaft mit einer furchtbaren Wiedervergeltung bedrohe. Ich er⸗ 
innerte daran, wie für die Sache Deutſchlands ſelbſt ein ſchaͤdlicher 
Einfluß des Polniſchen Elementes ſich bemerkbar gemacht habe, da 
dieſes Grundſätze repräſentire, die der Meinung der gegenwärtigen 
Mehrheit der Deutſchen vollſtändig entgegen ſeien. Endlich ſtellte ich 
den Antrag, daß alle Handlungen, welche die Abgrenzung oder Ein⸗ 
verleibung des Großherzogthums Poſen betreffen, auf zwei Jahre hin⸗ 
aus verſchoben würden. Aber alle meine Bemühungen waren erfolg⸗ 
los, und der Aufrichtigſte und zugleich Hoͤchſtgeſtellteſte unſerer Geg⸗ 
ner ſprach es offen aus, daß die Vernichtung aller unſerer Rechte ge⸗ 
genwärtig das Hauptſtreben der Deutſchen Regierungen ſei, daß, wenn 
wir uns nicht unterwerfen wollten, man uns aufs Neue unterfochen 
müſſe, und daß wir keine andern Freiheiten zu hoffen hätten, als die⸗ 
jenigen, welche den Wenden und Litthauern in Deutſchland geblieben 
find. (Fortſetzung folgt.) . 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Zur Erbauung für alle diejenigen, welche in Poſen Feuerkaſ⸗ 
ſeubeiträge zu zahlen haben, mag die in öffentlichen Blättern erfolgte 
Bekanntmachung des Magiſtrats zu Berlin über die für das Jahr 
vom 1. Oktober 1848 bis dahin 1849 zu vergütigenden Brandent⸗ 
ſchädigungsgelder dienen. Nach derſelben haben in Berlin in dem 
genannten Jahr 68 Brände, darunter 5 Schornſteinbrände und ein 
Brand durch Gas⸗Exploſion, ſtattgehabt, für welche die Berliner 
Feuer⸗Societät 21,774 Rthlr. 16 Sgr. 7 Pf., excl. der Nebenkoſten, 
vergütigen muß. Dieſe Summe wird jetzt aufgebracht durch einen 
Beitrag von acht Pfennigen pro Hundert Thaler der Verſiche⸗ 
rungs⸗Summe. Letztere beträgt in Berlin 126,611,300 Rthlr. und 
ſomit liefert der Beitrag von 8 Pf. vom Hundert in Summa: 28,523 
Rthlr. 27 Sgr. 8 Pf., wodurch nicht nur die geſammte Vergütigungs⸗ 
Summe, ſondern auch noch ein Betrag von nahe zu 7000 Rthlr. zu 


Nebenkoſten aufgebracht wird. Wer alſo in Berlin ein Hans beſitzt, 


das zu 10,000 Thalern verſichert iſt, zahlt für das verfloſſene Jahr 
einen Beitrag von zwei Thalern ſechs Silbergroſchen 
acht Pfennigen, — und in Poſen ?! 


Angekommene Fremde. 


Vom 18. April. 
Lauk's Motel de Rome: Gutsb. Wirth a. Lopienno; Kaufm. Metz a. 
Frankfurt a. O. N 


Bazar: Gutsb. Zoltowski a. C en. Baranowska a. Marezewo. 


Hotel de Baviere: Lieutn. d. I. Inf -Negts. de Rege a. Thorn; ö 
v. Laſzezynski a. Grabowo; „ v. Otocki u. Sohn a. Napa⸗ 
chanie; Gutsb. v. Za ock! a. Malice; Lieutn. Freytag a. Kroto⸗ 
ſchin; Kaufm. Leipold a. Freiburg; Kaufm. Daducham a. England. 

EAA Adler: Gutsb. Nikolai a. Galezewo; Kreis⸗Nichter Näppold 
a. Nogaſen; Bürgerm. Koch a. Rogafen; Gutsp. Wentſcher a. Neu⸗ 
dorff; Inſp. Schubert a. Krzyzownik; Hauptm. Machol a. Czempin. 

Hötel à la ville de Rome: Gutsb. Graf St. Plater a. Wroniewo; 
Gutsb. Graf A. Skorzewski a. Kretkow; Domainenp. Stegner und 
E a. Namislaki; Gutsb. Graf Plater a. Wollſtein; Gutsb. 
E. Naczynski a. Chelmno. . j 

Gutsb. I. Swinarski a. * \ 

Direkt. Baumar a. Se dminiſtrator Engler 
a Budzyn; Fran Hauptm. Nigar a. Spandau. 

Hötel de Nene Papferfabrit Weißer a. Chodzieſen; Handelsm. 
J. Menke a. Sillbach. ? 

Große Me Gutsb. K. Sokolnicki a. Dalabuſzek; Gutsb. Cieſielski 
a. Bielawy. 

Im Eichborn: Kaufm. Alexander a. Pleſchen; Kauf. Haaſe a. Ple- 
ſchen; Kaufm. Bernſtein a. Gneſen; Kaufm. Cohn. a. Nawiczz 
Kauſm. Malke a. Pinne. 


Höôtel de Dresde: 
Mötel de Berlin: 


Berliner Börse. 
ben 17. April 1850. 


Zinst| Brief, | Geld. 


Preussische freiw. Anleibteke. 5 106 — 
Staats-Schuldschei nee.. re 31 863 86 
Scchandlungs-Prämien- Scheine — — 1022 
Kur- u. Neumärkische Schuldvers een... 314.— — 
Berliner Stadt- Obligationen. 5, 104 1034 
Westpreussische Plandbrieſe .... 4.90 - 
Grossh. Posener one, „ nnn 34 100 57 100%, 
Ostpreussische ur ee RENTE 3 931 923 
Pommersche en nN Ne een e 34 951 951 
Kur- demärk. „, A e „ e e 31 ar 
Schlesische 2 » b. W N 3 a 
x v. Staat garant. L. 8. de. (tag 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine .... "++... a 20 924 
Friedrichsd’or . . e — 121 137 
Andere Goldmünzen à 5 Rl. BIT] 125 
Disconto - Dr — | Air 
Eisenbahn-Aectiem (voll. eingez.) ' 
Berlin-Anhalter A. 3. 4 — 89 
» Pri so... j 9 15 
Flin-Hamburgerrr‚n 2 00000000 1 
Ne . f et Me ene 10 1 101 
8 ige 0 2 1 
n 8 e ER 1 921 9 
” * , eee 5 1014 1014 
Berlin-Stettiner. . „ „ e eee 4 1105 Be 
Cöln-Mindener . st „u. au air 0 * 33 — 932 
» Mrioritats-" „7.9.5 mhh En o 4 1014 0 
NMagdeburg-Ialberstädte r.. 4 142 
Niederschles.-Märkis cle. 31 — 827 
if Priorität An 
* eee 5 104 104 
= ” III. Serie 5 102} 1 
Ober-Schlesische Litt. 4. A ad 3 1—7 104 
* » B EZ ie s .0 nie 2 5 ttnR 0 Ben 1 
Kheinisegdk e 3 — en 
» Stamm- Priorität. 4177 ⁴ -— 
N Prioritäts- er, * » RE 
» „v. Staat garantirt. pi ot 
Thüringer 4 64 
Stargard- Posener 31 — 821 


Druck und Verlag von W. Decker & Cemp. in Poſen. 


Stadt-Theater in Poſen. 
Marceli Zenopolski, polski aktor z te- 
atröw: Wearsrumskich, Lwowskiego i Kra- 
kowskiego, bedzie mial zaszezyt dac w so- 
bote, dnia 20. Kwietnia r. b. w tealrze miej- 
skim; drugi wieczör deklamacy jno-mimiezny. 
Micdzy innemi dane bedzie dotad nieznane 
przedstawienie obrazowe, charakterystyezno- 
mimiczne, pomystu NM. Zenopolskiego, 2 mu- 
zyka Stanistawa Moniuszki: w 40 zmiauach, 
pod nazwg: »Nowa szkola mimiki.« Re- 
.szte afısz oznaczy. 

Sonntag den 21. April zum Erftenmale: Der 
Schauſpiel⸗Direktor in Tauſend Aengſten, 
oder: Hutmacher und Strumpfwirker; Sing⸗ 
ſpiel in 3 Akten von Kaiſer. 


— — 


Bekanntmachung. 
Die Veränderung des Fahrplans der Niederſchle⸗ 
ſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn macht es nothwendig, den 
Abgang der Lokal⸗Perſonenpoſt von hier nach Bres⸗ 
lau von 12 Uhr auf 113 Uhr Mittags zu verlegen. 
Dem reiſenden und correſpondirenden Publikum 
wird dieſe Aenderung hierdurch bekannt gemacht. 

Poſen, den 17. April 1850. 

Der Ober-Poſt⸗Direktor Buttendorff. 
Edictal⸗Citation. 

Dem Kaufmann Albrecht Wieſe zu Brom⸗ 
berg iſt in der Nacht vom 16. zum 17. December 
1813 mittelſt gewaltſamen Einbruchs unter andern 
der vierprocentige Poſener Pfandbrief No. 64/4037. 
Mieleſzyn, Kreis Gneſen, über 25 Nthlr. ohne 
Coupon geſtohlen worden. Der etwaige Inhaber 
dieſes Pfandbriefs wird aufgefordert, ſich bis zum 
achten Zinszahlungs -Termine, ſpäteſtens bis Mi⸗ 
chaelis d. J. bei uns zu melden, oder die gänzliche 
Amortiſation des Pfandbriefs zu gewärtigen. 

Gneſen, den 28. März 1850. 

Königl. Kreis⸗Gericht. I. Abth. 
Procla ma. 
Freiwillige Subhaſtation. 

Königl. Kreis⸗Gericht zu Trzemeſzno. 

Behufs Erbes⸗Auseinanderſetzung ſoll der zum 
Nachlaſſe des früheren Gutsbeſitzers Joſeph von 


Korytowski gehörige, im Mogilnoer Kreiſe des? 


Regierungs⸗Bezirks Bromberg belegene Rog o⸗ 
woer Güter⸗Complexus im Wege der freiwilligen 
Subhaſtation verkauft werden, und iſt dazu Termin 
im Inſtruktions⸗Zimmer des unterzeichneten Kreis⸗ 


richts au 
a Gin 28. Auguſt 1850 
anberaumt worden. — Die Herrſchaft Rog o wo, 
landſchaftlich abgeſchätzt auf 135,690 Rthlr. 3 Sgr. 
8 Pf., beſteht aus der Stadt gleichen Namens, meh⸗ 
reren Dörfern und aus der bei Rogowo ſelbſt be⸗ 
legenen Waſſermühle mit einem Geſammt-⸗Areal von 
5414 Morgen 97 [INRuthen, worunter 1709 Mor⸗ 
gen Forſt in einem Werthe von 46,858 Rthlr. 12 
Sgr. 5 Pf., 353 Morgen Wieſen und bedeutenden 
Seen. — Die nächſten Städte ſind Poſen und 
Bromberg 7 Meilen entfernt, Natel 6 Meilen, 
Trzemefzno und Gneſen 3 Meilen. Der näch⸗ 
ſte ſchiffbare Fluß iſt die Netze bei Natel. Die 
Graͤnzen find überall behügelt und unſtrittig. Die 
Güter, bei denen eine eigene Kirche befindlich, un⸗ 
terliegen keinen Dienſtbarkeiten und haben auch kein 
Recht, ſolche auf fremden Gütern auszuüben. Die 
jährlichen baaren Gefälle, welche hauptſächlich in 
den Renten von den regulirten Wirthen der Dörfer, 
den Zinſen aus der Stadt und dem Einkommen aus 
der Mühle und Fiſcherei heſtehen, betragen nach der 
Angabe des General⸗Bevollmächtigten der Erben 
des Gutsbeſitzers Theophil v. Korytowski auf 
Grochowisko panskie bei Rogowo etwa 
2000 Rthlr. 

Unmittelbar bei der Stadt am großen See liegt 
das herrſchaftliche Schloß mit den Wirthſchaftsge⸗ 
bäuden und angränzenden Gärten. 

Der Geſammtbetrag der jährlichen Abgaben be 
läuft ſich auf 200 Rthlr. 

Aus den Verkaufsbedingungen iſt insbeſondere 
u bemerken, daß nur ſolche Bieter zugelaſſen wer⸗ 

en, welche ſofort eine Caution auf Höhe von 
13,570 Rthlr. baar oder in geldwerthen Papieren 
nach dem Courſe zu erlegen im Stande find. 

Die Bedingungen, der neueſte Hypothekenſchein 
und die Tare konnen jederzeit in der Gerichts⸗Regi⸗ 
ſtratur eingeſehen werden, indeſſen bleibt es den 
Kaufluſtigen überlaſſen, wegen weiterer Auskunft 
an den Herrn General-Bevollmächtigten unmittelbar 
ſich zu wenden. k- 


Oeffentliche Bekanntmachung. 

Der ſeinem Aufenthalte nach unbekannte Jäger 
Schubert, früher zu Camin, Wohlauer Krei⸗ 
ſes, iſt durch das Contumacial⸗Erkenntniß der un⸗ 
terzeichneten Kreisgerichts-Commiſſion vom 21ſten 
März d. J. 

wegen Betruges unter Verluſt der National: 
Cocarde mit einer ſechs wöchentlichen Gefaͤngniß⸗ 
Strafe belegt worden, 
was hiermit zur Kenntniß . 552 wird. 
Winzig, den 8. April 1850. f 
Königl. Kreis⸗Gerichts⸗-Commiſſion. 
Bekanntmachung. 
Von Johanni d. J. ab bis Johanni 1853 ſollen 
meiſtbietend im Landſchafts⸗ Gebäude verpachtet 


werden: 
Den 2. Mai 1850: 
1) Gulezewo, Kreis Gneſen. 
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Den 15. Mai: 
23) Witaſzyce, Kreis Pleſchen. 


Den 16. Mai: 
24) Keſzyce, Kreis Adel nau. 


Den 17. Mai: 
25) Sierofzewice, Kreis Adel nau, 
immer um 1 Uhr Nachmittags. 

Jeder Licitant iſt verpflichtet, zur Sicherung ſei⸗ 
nes Gebots eine Kaution von 500 Rthlr. zu erlegen 
und erforderlichen Falls nachzuweiſen, daß er den 
Verpachtungsbedingungen nachzukommen im Stan⸗ 
de iſt. — Die Pacht⸗Bedingungen konnen in unſe⸗ 
rer Regiſtratur eingeſehen werden. 

Poſen, den 3. April 1850. 

Provinzial⸗Landſchafts-Direktion. 
Bekanntmachung. 

Die auswärtigen Herren Kaufleute und Fabrikan⸗ 
ten ſetzen wir hiermit davon in Kenntniß, daß der 
bevorſtehende Glogauer Wollmarkt Sonntag 


2) Adlig Oſtrowo, Kreis Wreſchen. 
8 Den 3. Mai: J 


3) Stanislawowe, Kreis Wreſchen. 

4) Karſewo, Kreis Gneſen. 
Den 4. Mai: 

5) Karniſzewo, Kreis Gneſen. 

6) Groß⸗Lubowiee, Kreis Gneſen. 
Den 6. Mai: 

7) Popowo Tomkowe, Kreis Gneſen. 

8) Popowo Ignacewo, - die. 

9) Golun, Kreis Schroda. 

10) Baboröwko, Kreis Samter. 
Den 7. Mai: 

11) Wierzeja, Kreis Samter. 

12) Geyersdorf III. vel Röhrsdorf III., 

Kreis Frauſtadt. 

Den 10. Mai: 

13) Wirzebaum, Kreis Birnbaum. 

14) Niemezyn, Kreis Wongrowitz. 
Den 11. Mai: 

15) Zabiezyn, Kreis Wongrowitz. 

16) Racezkowo, = dto 


Den 13. Mai: den 2. Juni d. J. abgehalten werden wird, laden 
17) Oporzyn, Kreis Wongrowitz. dieſelben freundlichſt zum Beſuche deſſelben ein und 
18) Schokken, = dto. glauben ihnen, nach dem günſtigen Reſultate des vor⸗ 


19) Pomarzanki, Kr. 
Den 14. Mai: 

20) Kowalewo, Kreis Chodzieſen. 

21) Slupia, Kreis Schildberg. 

22) Rojow, = dto. 


jährigen Marktes zu urtheilen, eine reiche Auswahl 
unter den beſten Wollen der Provinz in Ausſicht ſtel⸗ 
len zu dürfen. 
Gr. Glogau, den 15. April 1850. 
Der Magiſtrat. 


Die Goldbergerschen galvano-electrischen Rheu⸗ 
matismus-Ketten 


sind nach wie vor in Posen nur allein bei Leceerig Johann Meyer, 
Neuestrasse neben der Griechischen Kirche, in ihrer ursprünglichen, bisher unüber- 
troffenen Form und Zusammenstellung echt und zu den festgestell- 
ten Fabrikpreisen zu haben; Zur Empfehlung dieser in Deutschland, Belgien, Frankreich, 
England, Dänemark, Schweden, Polen, — Schweiz, Russland, Italien, Ungarn und Nord- 
Amerika verbreiteten, von mir erfundenen und verfertigten sogen. Goldbergerschen Ketten 
wird es genügen anzuführen, dass dieser galvano - electrische Apparat in geiner bis- 
herigen Construction durch die seientifischen (wissenschaftl.) Forschungen der 
medie. Facultät zu Wien u. folg. wohlrenommirter Aerzte: 
Dr. Harless, Kgl. Pr. Geh, Rath, Ritter d. Roth. Adlerord. u. Prof. a. d. Univ. zu Bonn; Dr. Braun, 
Kgl. Sächs. Prof. a, d. Univ. zu Leipzig; Kgl. Baiersch. Medie.-Rath Dr. Dotzauer in Bamberg; Kgl. 
Pr. San.-Rath u. Kreis-Phys. Dr. Filehne in Erfurt; Dr. Alois Prosper Raspi, Prof. u. Procur. an der 
K. k. Univ. zu Wien; Kgl. Sächs. Med.-Ratk Dr. Clarus, Prof. a. d. Univ. zu Leipzig; Dr. Lange, 
Kgl. Kreis-Chirurg. u. Kreis-Direct. in Quedlinburg; Dr. Koch, Herzogl. Nassauisch. Med.-Rath in St. 
Goarshausen; Fürstl. Rath u. Phys. Dr. F, Hartmann in Arnstadt; Dr. Nick, Kgl. Würtemb. Amts- 
Arzt in Isny; Dr. J. N. Saller, Leib-Arzt Sr. Hob. d. Herz. Ferdinand, Ritter ete. zu Wien; Dr. Weiss, 
Kgl. Pr. Regim.-Arzt in Potsdam; Dr. reg: Kgl. Kreis-Phys. in Wolmirstedt; Dr. Ant. Dav. 
Bastler, Kais. Prof, zu Wien; Dr. Engler, Kgl. Kreis-Phys. in Breslau; Kurfürst. Landger.-Arzt Dr. 
Kampfmüller in Cassel; Dr. Mankiewicz, Kgl. Kreis-Phys. in Nakel; Kgl. Hannov. Land- Phys. Dr, 
ete. Krohne in Nordheim; Dr. Haas, K. K. Stadt-Phys. in Budweis (Böhmen); Dr. Arnold, Comm. 
Arzt in Schweidnitz; Kgl. Dän. Bat.-Arzt A. Gerner in Copenhagen; Dr. Theoph, Fleischer, Mitgl. 
d. med. Facultät zu Wien; Kgl. Milit.-Arzt Flieger in Königsberg in Pr.; Stadt- u. Crim.-Arzt Georg 
Hickel in Neutitschein (Mähren); Doudaine, doct. en Medec,, de la Faculté de Paris; Dr. Carl Sterz, 
K. K. Primar-Arzt in Wien; Dr. Norbert Avde, Mag. d. Geburtshülfe u. Heilkunde in Andrichau (Ga- 
lizien); Dr. Müller, Herz. Nassauisch. Med.-Rath in Wiesbaden; Dr. Arntz, pract. Arzt in Cleve; Dr. 
Remack, pract. Arzt in Posen; Kgl. Bat.-Arzt Rabetge in Oppeln; Milit.-Arzt Herrm. Kraus in Leip- 
zig; Dr. Ley, pract. Arzt in Schleusingen; Dr. Haarmann, pract. Arzt in Gerbstädt; Dr. L. Schwar- 
zenborg, pract. Arzt u. Wundarzt in Schakensleben; Dr. Kahleis, pract. Arzt in Radegast bei De- 
litzsch; Dr. Haselof, pract. Arzt in Berlin; pract. Wundarzt Schiefer in Buckau-Magdeb.; pract. 
Zahnarzt F. Felgentreff in Potsdam; Dr. Ruge, pract. Arzt in Berlin; Dr. Oppler, pract. Arzt in Tar- 
nowitz; Dr, Schüller, pract. Arzt in Lüben; Dr. Speyer, pract. Arzt in Jauer; Wundarzt Weinsheimer 
in Nailla Baiern); Dr. Stempel, pract. Arzt in Neustadt a, d. II. (Baiern); Dr. Carl Böhm, praet. 
Arzt in Clausthal (Hannover); Dr. Forster, pract. Arzt in Carlsbad (Böhmen); Dr. Wendt, pract. Arzt 
in Boitzenburg; Dr. Gentil, pract. Arzt in Strassbessenbach bei Aschaffenburg; Dr. Krogmann, 
pract. Arzt in Hagenow; Dr. Adam Heinrich Meyer in Chemnitz; pract. Wundarzt u. Operat. Carl 
Gust. Troitzsch in Frankenberg (Sachsen); Dr. Frank, pract. Arzt in Wurzen; Dr. Riemschneider, 
pract. Arzt in Grimma; Baceal. med, Schmidt in Leipzig; Chirurg. Ignaz Rauschenberger in Ybbschütz 
(Oesterr.); Dr. Arnold Gusmann, pract. Arzt in Lemberg; Bez.-Chirurg. Anton Piringer in Gleinstätten 
(Steyermark); Dr. J. F. Kirsten, pract. Arzt in Leipzig; Dr. Weiss, pract. Arzt in Speier; praet, Arzt 
Dr. Scharff in Gebesee (Reg.-Bez. Erfurt); Dr, Pauck, pract. Arzt in Neuhaus (Böhmen); Dr. Kalt, 
pract, Arzt in Coblenz; Dr. J. C. A. Buhle, praet. Arzt in Alsleben a. d. S.; Dr. Stolte, pract. Arzt 
in Potsdam; Dr. Behrend, pract. Arzt in Goldberg (Schlesien); Dr. Richter in Berlin; Dr. Carl Beier, 
praet. Arzt in Leipzig; Dr. Tieftrunk, pract. Arzt in Halle a. S.; Dr. Neide, pract. Arzt in Tarnowitz; 
Dr. Maffei, pract. Arzt in Salzburg; Dr. Finn, pract. Arzt in Gross-Breitenbach; Dr. Anton 
Schönach, pract. Arzt in Inspruck; Dr. Cornet, pract. Arzt in Hall (Tyrol); Dr. Polack, pract. Arzt 
in Ischl; Dr. Hirschfeld, pract. Arzt in Tuchel (Reg.-Bez. Marienwerder); Med. Chir, u. Accouch. 
Schneider in Hohenfriedeberg (Schlesien); Magister d. Zahnheilkunde u, Geburtsarzt Dr. A. M. Lowy 
in Wien; Dr. Jos. Blaschke, pract, Arzt in Neutitschein (Mähren); Dr. Schmidt, pract. Arzt in Kö- 
nigsberg in Pr.; Dr. Cohn, pract. Arzt in Berlin; Dr. W. Pauly, pract. Arzt in Landau; Dr. Krüger, 
pract, Arzt in Tennstädt (Reg.-Bez. Frfurt); Landarzt Mohr in Eichstädt (Baiern); Dr. S. Jeiteles, 
pract. Arzt in Prag; Stadtwundarzt Joseph Pur in Freiberg (Mähren); Dr. A. Kaan, pract. Arzt in 
Triest; Dr. Hengstenberg, pract. Arzt in Meurs (Rhein-Prov.); Chir., Accouch. u. Dentist Nowottny 
in Böhm. Leipa; Dr. N. H. Tiedemann, pract. Arzt in Wöhrden (Holstein); Dr. Körner, pract. Arzt in 
Itzehöc; Dr. L. Raudnitz, pract. Arzt in Wien u. A. m.; 
seine hohe rationelle Würdigung gefunden und ber alle Wachbildungen 
Der worden ist — (so z. B. attestirt der Kgl. Sächs. Prof. an der Univers. zu Leipzig, 
r. Dr. Braun: «dass die Goldbergerschen galvano-electr. Ketten gegen Rheumatismus und 
»andere dergleichen Uebel der Vorzug vor anderen dergt. Fabrikaten 
werdienen, auch sich als äusserst wirksam und heilbringend bewiesen haben, 
»bescheinigt auf Verlangen. Leipzig, den 5. Mai 1849. Prof. Dr. Braun.) — während ande- 
rerseits die wohlthätige und heilkräftige Wirkung der Goldbergerschen Ketten auf 
empirischem (erfahrungsgemässem) Wege durch mehr als Kin Tausend amtlich 
beylaubi te Atteste hochachtbarer Personon, die in einer gedruckten Broschüre 
zusammengestellt, in sämmtlichen Depöts der Goldbergerschen Ketten unentgeldlich ausge- 
eben werden, ausser allen Zweilel gesetzt, und die Celebrität dieser Ketten hier- 
urch vollkommen gerechtfertigt ist. 
J. T. GOLDBERGER, in Berlin, vorm. in Tarnowitz, 
K. K. Oesterr. privilegirte und Kgl. Preuss. eoncessionirte Fabrik galvano - eleetrischer Apparate. 
Zur Bequemlichkeit 1.5 auswärtigen Publikums sind die Goldbergerschen Rheuma- 
tismus-Ketten auch vorräthig: in Birnbaum bei Herrn J. M. Strich; in Bromberg bei 
Herrn C. F. Beleites; in Chodziesen bei Herrn Kämmerer Breite; in Inowraclaw bei 
dem Königl. Assistenz- Arzt Herrn Hoffmann; in Lissa bei Herrn J. L. Hausen; in Nakel 
bei Herrn L. A. Kallmann; in Rawiez bei Herrn J. P. Ollendorf; in Schmiegel bei 
Herrn Jacob Hamburger; in Krotoschin bei Herrn A. E. Stock. 


Sowohl Geſchäfts⸗ als Privatleute 
können durch Kommiſſions⸗Uebernahme eines renti⸗ 
renden Artikels bedeutenden Nutzen erzielen. Nähes 
res . II. poste restante Mainz franco. 


Regenwalder Ackergeräthe, 


namentlich: Ramſon⸗Crosquill ſche Dreſchmaſchinen, 
Alban'ſche Säemaſchinen, Klee⸗Saͤemaſchinen, Gyps⸗ 
Streumaſchinen, Rübendriller, Schwerz ſche u. Pom⸗ 
merſche Schwingpflüge, Thär'ſche und Evans 'ſche 
Häuſepflüge, Cleaner, Pitzpuhler und Sprengel'ſche 
Untergrundpflüge, Sprengel ſche Waſſerfurchenpfluͤge, 
Raſenſchälpflüge, Schottiſche und Brabanter Pflüge, 
Krümmen u. a. m. find ſtets vorräthig in der Eiſen⸗ 


handlung von 
H. Cegielski in Poſen. 


Den Herren Architekten und Bau- Unternehmern 
empfiehlt fich die Fabrik architektoniſcher Verzierun⸗ 
gen in Steinpappe von W. Böttcher in Berlin, 
Alexandrinenſtraße No. 52., zur Anfertigung von 
Zimmerverzierungen: Eckſtücken, Medaillons, 
Kapitälern, Konſolen, Thürbefrönungen, 
Brüſtungen, Kronleuchtern, Goldleiſten 
u. ſ. w. in jeder Art und Größe. 


Die neue Berliner 9 
Berliner Dampfmafchinens 
Caffee-Brennerei und Zucker⸗ 
Niederlage 


von 


W. F. Meyer & Comp. 


in Poſen, Wilhelmsplatz No. 4., 
empfiehlt das Pfund harten Jucker mit 


r. 
feine Raffinade mit 57889 
sertrafeineRaffinade » 57 
gelben Kochzucker 4 = 
s weißen Farin = d4 + 
s geftoßeneRaffinade-5 > 
Ungebrannte Caffee's das Pfund von 64 bis 9 Sgr. 


* 
= 
* 4 
8 
* 


Ein wohlſortirtes Lager von ächtem Bunzlauer 
Geſchirre, vom kleinſten bis zum größten; Zweihän⸗ 
kel⸗, Schmor⸗ und Milchtöpfe, Bier⸗ und Kaffeekan⸗ 
nen u. ſ. w. empfiehlt zu 2 billigen Preiſen 

K. Mi 
Markt No. 88., neben 1 Kaufmann 
Hrn. Bielefeld. 


Friſche Auſtein bei 
Carl Scholtz. 


Meine Herren emaneipiren Sie 
sich von Ihrem Vorurthell. 
Kein ächtes Waldschlösschen-, kein Sal. 

vator-, kein Prager-, Doppel- und Wach- 

holder- Bier und wie sonst noch die „äch- 
ten“ Narrheiten heissen mögen, sondern nur 
ein reines Posener Hopfen-Lagerbier verab- 
reiche ich, aber auch stets in anerkannt bester 

Güte, die Kuffe zu 14 Sgr. — Daher 

meine Herren, emaneipiren 

Sie sich! 

H. Richter, Wilhelmstr. Nro. 25. 


Am 25. April d. J. werden im Modciejes 
woer Forſthauſe, eine Meile von Pinne bei Zirke 
an der Warthe, 2 Tauſend Stück alte Kiehnbäume, 
20 — 30 Zoll Durchmeſſer, meiſtbietend verkauft 
werden. Ludomy, den 16. April 1850. 
Der Vormund. 

P.. · RR 

Einige empfehlenswerthe Pharmaceuten, der pols 
niſchen Sprache kundig, können noch ſogleich oder 
J. T. nachgewieſen werden. Auskunft hierüber er⸗ 
theilt der Kaufmann Fiedler in Poſen. 


Eine möblirte Stube, Parterre, nach dem Sa⸗ 
piehaplatz, iſt monatsweiſe ſogleich zu vermiethen bei 
Poſen, den 18. April 1850. Falk Fabian. 


Bekanntmachung. 

Bei einer am 9. d. M. in dem Walde zu Trzu⸗ 
skotowo vorgekommenen Wilddieberei konnten 
drei Wilddiebe aus der Nachbarſchaft nicht 
ergriffen werden, weil fie ihre Mordgewehre auf die⸗ 
jenigen anlegten, welche hinzukamen, als von ihnen 
drei Stück erſchoſſene Rehe (darunter zwei tragende 
Ricken) fortgebracht werden ſollten. 

Fünf Louisd'or erhält derjenige ausgezahlt, 
der uns ſo weit in den Stand ſetzt, daß wir dieſe 
Diebe gerichtlich belangen und beftrafen laſſen koͤn⸗ 
nen. Eine gleiche Belohnung erhalten künftig alle 
diejenigen, welche einen ſolchen Wilddieb in den dies⸗ 
feitigen Forſten betreffen und dahin namhaft machen, 
daß er beſtraft werden kann. 

Owinsk, den 16. April 1850. 

Das Dominium. 


An den er n Kleinkopf. 
Aſtronomie? — Welch' ein Druckfehler! 


Seu we Gaſtronomie ws 


